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Bericht des Stadtrates zu den hängigen Vorstössen 2017

Departement Finanzen Wirtschaft Sicherheit  

Vorstoss Eingang an Stadtrat
überwiesen

Bericht Stadtrat 

Postulat Infanger betr. Public 
Private Partnership (PPP) 

06.03.2008 19.06.2008 Für die neue Messe-Infrastruktur auf der Oberen Au strebt der Stadtrat eine PPP-Lösung an. Auf-
grund der aktuellen Beteiligungsverhältnisse bei der Stadthalle Chur AG mit einer Mehrheit der 
Stadt kann nicht von einer eigentlichen PPP-Lösung gesprochen werden, doch ist geplant, das 
Aktienkapital zu erhöhen und das Aktionariat zu verbreitern. Vgl. dazu die Botschaft Masterplan, 
die an der Gemeinderatssitzung vom 23. Juni 2016 behandelt wurde. Der Verwaltungsrat der 
Stadthalle Chur AG hat basierend auf dem Masterplan Obere Au im Februar 2017 die Planung 
einer Event-/Messehalle in Angriff genommen. Bedürfnisabklärungen, Erstellung einer Machbar-
keitsstudie, Prüfung von Trägerschaftsformen, Wirtschaftlichkeitsüberlegungen usw. sollen bis 
Ende 2017 Grundsatzentscheide ermöglichen. Die Information des Gemeinderates ist für 2018 
geplant. 

Auftrag Lurati betr. Videoüber-
wachung in der Stadt Chur 

15.09.2011 02.02.2012 Die Regierung des Kantons Graubünden wird zuhanden des Grossen Rats frühestens im Sommer/
Herbst 2017 eine Botschaft betreffend Anpassung des kantonalen Polizeigesetzes erarbeiten. 
Nach Verabschiedung dieser Botschaft durch den Grossen Rat kann die Anpassung des städti-
schen Polizeigesetzes in Angriff genommen werden. Dies wird frühestens im Winter 2017/2018 der 
Fall sein. 
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Vorstoss Eingang an Stadtrat
überwiesen

Bericht Stadtrat 

Auftrag Kappeler betr. Einfüh-
rung Spezialfinanzierungen 
Abwasserbeseitigung und Ab-
fallbeseitigung 

02.02.2012 10.05.2012 Mit der Einführung von "HRM2" Rechnungsjahr 2015 wurden sogleich auch in den Bereichen Feu-
erwehr, Abfallbewirtschaftung und Kläranlage die Spezialfinanzierungen ausgewiesen. 

Mit Beschluss der Regierung vom 15. November 2016 betreffend Erhöhung der mengenabhängi-
gen Klärgebühr auf Fr. 1.35 bis Fr. 2.60 je m3 Wasserbezug für den Unterhalt und Werterhalt der 
Abwasserreinigungsanlage und neu auch des Kanalisationsnetzes wurde die gesetzliche Grundla-
ge für die Bildung einer Spezialfinanzierung über den ganzen Abwasserbereich geschaffen. Die 
Gebührenanpassung wurde auf den 1. Januar 2017 erfolgreich umgesetzt. Der zusätzliche Aus-
weis über die Spezialfinanzierung "Abwasser" wird mit der Rechnungslegung 2017 erfolgen. 

Mit diesem Nachtrag werden alle Spezialfinanzierungen ab 2017 entsprechend der gesetzlichen 
Vorschriften geführt und ausgewiesen. 

Antrag auf Abschreibung 

Auftrag FDP-Fraktion betr. 
ALÜ 2.0 weiteres Vorgehen 

11.06.2015 10.09.2015 Im Rahmen der Behandlung des Schlussberichts der Vorberatungskommission zu ALÜ 2.1 wurde 
vergessen, die Abschreibung des Auftrags zu beantragen. 

Antrag auf Abschreibung

Auftrag Menge betr. Veranke-
rung des Öffentlichkeitsprinzips 
in der städtischen Gesetzge-
bung 

08.10.2015 04.02.2016 Der städtische Erlass wird dem Gemeinderat im laufenden Jahr unterbreitet. 

Auftrag Hohl zur Lockerung des 
Polizeigesetzes 

04.02.2016 12.05.2016 Diese Botschaft ist für 2017/2018 geplant. Vgl. auch die Ausführungen zum Auftrag Lurati betr. 
Videoüberwachung in der Stadt Chur. 

Auftrag VBK ALÜ 2.1: Aufgaben-
klärung Finanzkontrolle bezüglich 
Kontrolle und Beratung 

15.12.2016 15.12.2016 Auftrag VBK ALÜ 2.1 an Stadtrat überwiesen am 15. Dezember 2016 (GRB.2016.57) 

Auftrag VBK ALÜ 2.1: Unterhalt 
und Betrieb der städtischen Ge-
bäude inkl. Reinigung 

15.12.2016 15.12.2016 Auftrag VBK ALÜ 2.1 an Stadtrat überwiesen am 15. Dezember 2016 (GRB.2016.57) 

Auftrag VBK ALÜ 2.1: Reduktion 
Verwaltungsräte in von Stadtver-
waltung ausgelagerten Betrieben 

15.12.2016 15.12.2016 Auftrag VBK ALÜ 2.1 an Stadtrat überwiesen am 15. Dezember 2016 (GRB.2016.57) 
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Auftrag VBK ALÜ 2.1: Reduktion 
Beiträge an Bergbahnen Chur-
Dreibündenstein AG 

15.12.2016 15.12.2016 Auftrag VBK ALÜ 2.1 an Stadtrat überwiesen am 15. Dezember 2016 (GRB.2016.57) 

Auftrag VBK ALÜ 2.1: Einführung 
Lohnsummenbudget 

15.12.2016 15.12.2016 Auftrag VBK ALÜ 2.1 an Stadtrat überwiesen am 15. Dezember 2016 (GRB.2016.57) 

Auftrag VBK ALÜ 2.1: Interpreta-
tion zum städtischen Gesetz über 
die Förderung der Wirtschaft 

15.12.2016 15.12.2016 Auftrag VBK ALÜ 2.1 an Stadtrat überwiesen am 15. Dezember 2016 (GRB.2016.57) 

Auftrag GPK: Gesetzliche 
Grundlagen betr. Entschädi-
gung der Stadtratsmitglieder 

15.12.2016 15.12.2016 Auftrag GPK überwiesen an der Gemeinderatssitzung vom 15. Dezember 2016 (Antrag GPK aus 
GPK-Bericht zum Budget 2017 vom 18. November 2016). 
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Departement Bildung Gesellschaft Kultur  

Vorstoss Eingang an Stadtrat 
überwiesen 

Bericht Stadtrat 

Petition "Kulturraum Chur" 04.09.2010 11.11.2010 Mit der Botschaft "Petition Kulturraum Chur" (Nr. 405.03 vom 14. Februar 2011) erklärte sich der 
Stadtrat bereit, das Thema Kulturraum in spätestens fünf Jahren wieder aufzunehmen (an der GR-
Sitzung vom 10. März 2011 nahm der Gemeinderat vom Bericht Kenntnis; GRB Nr. 405.04). 

Nachdem im Dezember 2012 die Umnutzung der Räumlichkeiten des Palazzo in ein Kulturhaus 
vom Verein Kulturraum Chur abgelehnt worden war, lag 2015 ein Betriebskonzept für ein mögli-
ches Kulturzentrum in den Räumlichkeiten der "Werkstatt" vor. Aufgrund des Betreiberwechsels 
Anfang 2016 konnte das Projekt nicht weiterverfolgt werden. Eine Botschaft wird voraussichtlich im 
laufenden Jahr erarbeitet. Sie setzt ein umfassendes Konzept hinsichtlich Räumen für Kultur und 
Veranstaltungen seitens der Stadt voraus, in welchem der Bedarf formuliert und der Handlungsbe-
darf aufgezeigt wird. Um den städtebaulichen Aspekten Rechnung zu tragen, ist dieses Konzept in 
eine übergeordnete Immobilienstrategie einzubinden; ein entsprechender interner Auftrag wurde 
erteilt. 



Seite 5 von 7 

Departement Bau Planung Umwelt 

Vorstoss Eingang an Stadtrat 
überwiesen 

Bericht Stadtrat 

Postulat Schädler betr. Links-
abbieger Rosenhügel 

16.05.2002 12.09.2002 Diese Verkehrslösung ist Bestandteil des Agglomerationsprogramms. Die Mitfinanzierung durch 
den Bund ist im Herbst 2010 vom Bundesparlament beschlossen worden. Das Projekt wird in Zu-
sammenarbeit mit dem kantonalen Tiefbauamt geplant und finanziert. Im Moment wird in Zusam-
menarbeit mit dem kantonalen Tiefbauamt ein Gesamtverkehrskonzept Stadt erstellt und im Zu-
sammenhang Linksabbieger Rosenhügel und Hochbrücke St. Luzi eine Bestätigung oder Bekräfti-
gung einer Verkehrsverbesserung erwartet. Das Gesamtverkehrskonzept 2030 wird dem Stadtrat 
im Juni 2017 vorgelegt. Die Botschaft zum Projekt wird dem Gemeinderat im Frühling 2019 unter-
breitet. Der Baubeginn ist neu im 2019/2020 geplant und die Bauarbeiten dauern bis Herbst 2021. 
Das bestehende Projekt wird nicht umgesetzt. Neue grosszügigere Lösungen mit grösserer finan-
zieller Beteiligung des Kantons werden in Zusammenarbeit mit dem kantonalen Tiefbauamt ge-
prüft. 

Antrag auf Abschreibung

Motion Tenchio betr. Wald-
hausstall/Fürstenwald 

16.12.2004 14.04.2005 Die Landverhandlungen mit der Bürgergemeinde und dem landwirtschaftlichen Betrieb im Bereich 
neue Parkierung sowie Rodung im Bereich Wald bei der heutigen Parkierung mit entsprechender 
Ersatzaufforstung sind positiv verlaufen. Der Baurechtsvertrag über eine Fläche von 1'600 m2 für 
die neue Parkierung auf der Parzelle Bürgergemeinde (zwischen den heutigen Parkplätzen Fried-
hof Fürstenwald und Wasserreservoir IBC) wurde im Mai 2017 vom Stadtrat genehmigt. Die Tief-
baudienste haben das Projekt mit den Dienststellen Stadtpolizei und Grün und Werkbetrieb ausge-
arbeitet und die Anzahl städtischer Parkplätze kann von heute 35 auf 85 erhöht werden. Die Ge-
samtkosten betragen Fr. 500'000.-- und sind im Budget 2017 mit Fr. 300'000.-- und im 2018 mit 
Fr. 200'000.-- enthalten. Der Baubeginn ist per anfangs September 2017 geplant.  

Antrag auf Abschreibung
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Vorstoss Eingang an Stadtrat 
überwiesen 

Bericht Stadtrat 

Postulat Durisch betr. Ver-
besserung Durchgangsver-
kehr Stadt Chur ins Schanfigg

14.04.2005 21.06.2005 Das Vorhaben "Hochbrücke" ist im Agglomerationsprogramm 2011 - 2014 von der Priorität A in die 
Priorität C zurückgestuft worden. Sowohl der Kanton als auch die Stadt haben im Rahmen der 
Vernehmlassung zur Botschaft des Bundesrats interveniert, allerdings ohne Erfolg. Im Agglomera-
tionsprogramm 2015 - 2018 wurde das Projekt nicht berücksichtigt und befindet sich weiterhin in 
der Priorität C. Dieses Bauvorhaben ist politisch vom Kanton abhängig und im Strassenbaupro-
gramm 2017 - 2020 mit Planungskosten von Fr. 700'000.-- enthalten. Die Projektbearbeitung durch 
das kantonale Tiefbauamt läuft. 

Antrag auf Abschreibung 

Postulat Steidle betr. Mass-
nahmen gegen die Lärmbe-
lastung durch die A13 

06.03.2008 19.06.2008 Die Situation mit der fehlenden Kompensation von Landwirtschaftsland präsentiert sich unverän-
dert. Der Departementsvorsteher wird die Bürgergemeinde im laufenden Jahr erneut in dieser Sa-
che kontaktieren. Eine allfällige Umsetzung mit Deponiematerial aus dem Projekt Kantonsspital 2 
Ausbauetappe ab 2019 ist in den nächsten Jahren grundsätzlich möglich. Ob der Bedarf für Lärm-
schutzmassnahmen rechtlich ausgewiesen ist, ist offen und wird im Zusammenhang mit dem 
Lärmsanierungsprojekt Bund geprüft.  

Auftrag Mazzetta betr. An-
passung des Mühlbach-
Gesetzes an den Gewässer-
schutz und den aktuellen 
Nutzungsverhältnissen 

11.03.2010 17.06.2010 Die entsprechende Botschaft ist zur Behandlung im Gemeinderat im November 2017 vorgesehen. 

Auftrag BDP zur Verkehrsver-
flüssigung beim Anschluss 
Chur Nord 

07.06.2012 12.09.2012 Die Startsitzung mit dem ASTRA als Eigentümerin des Kreisels, dem Tiefbauamt Graubünden als 
Eigentümerin der Deutschen Strasse und der Masanserstrasse sowie der Stadt hat stattgefunden. 
Ziel ist es, dass das ASTRA als Eigentümerin längerfristig neue Lösungen mit Bezug auf die Ein- 
und Ausfahrten A13 Chur Nord aufzeigt. Nur so kann die Verkehrsproblematik gelöst werden. 
Kurzfristige Lösungen, wie in der Botschaft vom 6. März 2014 aufgezeigt, bringen keine signifikan-
ten Verbesserungen. Die Tiefbaudienste erarbeiten zurzeit ein Gesamtverkehrskonzept 2030 mit 
dem kantonalen Tiefbauamt. Daraus resultierende Lösungsansätze werden danach dem ASTRA 
vorgelegt. Die Botschaft zur Verkehrsverflüssigung beim Anschluss Chur Nord wird dem Gemein-
derat im Herbst 2017 vorgelegt.
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Vorstoss Eingang an Stadtrat 
überwiesen 

Bericht Stadtrat 

Auftrag Fraktion Freie Liste 
Verda betr. kostendeckende 
und verursachergerechte 
Abfallentsorgung 

24.10.2013 30.01.2014 Der Auftrag Fraktion Freie Liste Verda ist zusammen mit der Anpassung der Kehricht-Grundgebühr 
(Auftrag 3, ALÜ 1.0) zur Behandlung im Gemeinderat im Herbst 2017 geplant.  

Auftrag CVP-Fraktion betr. 
verdichtetes Bauen in Chur 

30.01.2014 10.04.2014 Das Thema verdichtetes Bauen fliesst in die nächste Baugesetzrevision ein.  

Auftrag FDP-Fraktion betref-
fend Bautätigkeiten der Stadt 
Chur 

23.06.2016 15.12.2016 Die entsprechende Botschaft wird dem Gemeinderat noch in diesem Jahr unterbreitet. 

Aktenauflage 

- Hängige Vorstösse 

Chur, 23. Mai 20174a89f49d-2f63-4e1e-8b7d-719a7ecb4674


